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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

27.06.2017 

Geschäftszahl 

Ra 2017/05/0096 

Betreff 

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch die Vorsitzende Senatspräsidentin Dr. Bernegger und den Hofrat 
Dr. Enzenhofer sowie die Hofrätin Dr. Pollak als Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin Mag. Lorenz, 
über die Revision der revisionswerbenden Partei M R in L, vertreten durch Dr. Gerhard Wagner, Rechtsanwalt in 
4020 Linz, Spittelwiese 6, gegen das Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichtes Oberösterreich vom 
20. März 2017, Zl. LVwG-150655/60/WP, betreffend Abweisung eines Antrages auf Zurückstellung einer in das 
öffentliche Gut abgetretenen Grundfläche (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Gemeinderat der 
Marktgemeinde Luftenberg, vertreten durch Dr. Günther Klepp, Dr. Peter Nöbauer, Mag. Franz Hintringer, 
Mag. Rupert Primetshofer und Mag. Markus Klepp LL.M. (LSE), Rechtsanwälte in 4020 Linz, 
Museumstraße 15; weitere Partei: Oberösterreichische Landesregierung), den Beschluss gefasst: 

Spruch 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung 

     1 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn 
sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das 
Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt 
oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht 
einheitlich beantwortet wird. Auf Beschlüsse der Verwaltungsgerichte ist Art. 133 Abs. 4 B-VG sinngemäß 
anzuwenden (Art. 133 Abs. 9 B-VG). 

     2 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des 
Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit 
Beschluss zurückzuweisen. 

     3 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision 
gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht 
gebunden. 

     4 Nach ständiger hg. Judikatur hat der Verwaltungsgerichtshof die Zulässigkeit einer außerordentlichen 
Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nur im Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 
Abs. 3 VwGG) zu überprüfen. Der Verwaltungsgerichtshof ist weder verpflichtet, Gründe für die Zulässigkeit 
einer Revision anhand der übrigen Revisionsausführungen gleichsam zu suchen, noch berechtigt, von Amts 
wegen erkannte Gründe, die zur Zulässigkeit einer Revision hätten führen können, aufzugreifen (vgl. zum 
Ganzen etwa den Beschluss vom 29. September 2016, Ra 2016/05/0083, mwN). 

     5 Ferner ist nach ständiger hg. Rechtsprechung (vgl. etwa den Beschluss vom 24. Jänner 2017, 
Ra 2016/05/0117, mwN) in den gemäß § 28 Abs. 3 VwGG gesondert vorzubringenden Gründen konkret auf die 
vorliegende Rechtssache bezogen aufzuzeigen, welche Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung der 
Verwaltungsgerichtshof in einer Entscheidung über die Revision zu lösen hätte und in welchen Punkten die 
angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret 
welche Rechtsfrage der Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch nicht beantwortet hat. Dabei hat der 
Revisionswerber konkret darzulegen, dass der der gegenständlich angefochtenen Entscheidung zu Grunde 
liegende Sachverhalt einem der von ihm ins Treffen geführten hg. Entscheidungen gleicht, das 
Verwaltungsgericht im gegenständlichen Fall dennoch anders entschieden habe und es damit von der ständigen 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abgewichen sei, wobei die bloße Wiedergabe von Rechtssätzen 
zu verschiedenen hg. Erkenntnissen nicht ausreicht. Ebenso reicht auch die bloße Nennung von 
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hg. Entscheidungen nach Datum und Geschäftszahl, ohne auf konkrete Unterschiede in dieser Rechtsprechung 
hinzuweisen, nicht aus (vgl. zum Ganzen nochmals den oben genannten Beschluss, Ra 2016/05/0117, mwN). 

     6 Diesen Anforderungen wird die Revision (in Punkt 2.) mit ihren Ausführungen zur Begründung ihrer 
Zulässigkeit, dass nach ständiger Rechtsprechung eine bloße Schotterung einer Fläche samt Einbringung von 
Versorgungsleitungen den zum Zweck der Errichtung einer Straße geforderten Enteignungszweck nicht 
herstellen könne und eine Errichtung einer öffentlichen Verkehrsfläche die Errichtung eines Tragkörpers und die 
Aufbringung einer Asphaltdecke oder einer Pflasterung erfordere, nicht gerecht. Auf welche Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichtshofes sich die Revision dabei bezieht, kann dem - nicht weiter konkretisierten - Vorbringen 
in ihrer Zulässigkeitsbegründung nicht entnommen werden. 

     7 Die Revision war daher gemäß § 34 Abs. 1 VwGG in nichtöffentlicher Sitzung zurückzuweisen. 

Wien, am 27. Juni 2017 


